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§ 6 Leistungsgruppen und Leistungsträger 
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Der neue Reha-Prozess 



Beraten im neuen Reha-Prozess 



BTHG – Veränderungen in der Beratungslandschaft 

Im Überblick: 

 Wegfall der gesetzlichen Grundlagen für den Betrieb der 

Gemeinsamen Servicestellen spätestens zum 31. Dezember 2018 

(§ 241 Abs. 7 SGB IX). 

 Benennung von Ansprechstellen der Reha-Träger nach § 12 Abs. 1 

Satz 3 SGB IX zur Vermittlung von Informationsangeboten seit 1. 

Januar 2018  

 Einführung einer ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung 

nach § 32 SGB IX seit 1. Januar 2018 

 Verbindlichere Regelungen zur Zusammenarbeit nach Kapitel 4 

SGB IX  seit 1. Januar 2018 und der damit verbundenen 

Informations- und Beratungsaufgaben der Reha-Träger z.B. bei der 

Teilhabeplanung. 
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BTHG – Gemeinsame Servicestellen 

 Wegfall der gesetzlichen Grundlagen für den Betrieb der 

Gemeinsamen Servicestellen spätestens zum 31. Dezember 2018 

(§ 241 Abs. 7 SGB IX). 

 Deutliche Kritik an der unbefriedigenden Umsetzung im 

Bundesgebiet führen nicht zur Beseitigung struktureller „Webfehler“ 

sondern zur Abschaffung einer trägerübergreifenden Struktur, die in 

einigen Regionen funktioniert hat 

 Stattdessen: Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung, 

Ansprechstellen und verbindlicheres Verfahren zur 

Zusammenarbeit 

 Wo ist die Struktur, wo ist der Ort um Zusammenarbeit vor Ort zu 

entwickeln? 
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BTHG – Ansprechstellen 

 Pflicht aller Reha-Träger seit dem 1. Januar 2018,  Ansprechstellen 
nach § 12 SGB IX einzurichten. Gilt auch für Jobcenter, 
Integrationsämter und Pflegekassen. 

 Aufgabenstellung umfasst die Unterstützung bei der frühzeitigen 
Bedarfserkennung und dem Hinwirken auf eine Antragsstellung 
insbesondere durch Informationsangebote an: 

 Leistungsberechtigte 

 Arbeitgeber 

 die jeweils anderen Reha-Träger.  

Durch den Bezug auf § 15 Abs. 3 SGB I besteht eine Pflicht zur 
Zusammenarbeit der Ansprechstellen. 

 

Inhalte der Informationsangebote: 

 Inhalte und Ziele von Leistungen zur Teilhabe 

 Möglichkeit der Leistungsausführung als Persönliches Budget 

 Verfahren zur Inanspruchnahme von Leistungen zur Teilhabe 

 Und: Hinweisen auf Angebote der Beratung, einschließlich der 
Ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung  
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BTHG – Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung 

Im Einzelnen: Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung 

 Einführung einer ergänzenden unabhängigen Teilhabeberatung nach 
§ 32 SGB IX seit 1. Januar 2018 

 Durch Individualisierung von Leistungen entsteht erhöhter 
Beratungsbedarf 

 
 Ziel:  
 die Position von Menschen mit (drohenden) Behinderungen gegenüber 

den Leistungsträgern und Leistungserbringern zu stärken 
 
 Seit 01.01.2018 zunächst befristet bis 31.12.2022 (Entfristung im 

Koalitionsvertrag angelegt) 
 Förderung: jährlich 58 Mio. Euro bundesweit, wird über die Länder 

verteilt 
 Niedrigschwelliges Angebot (inhaltlich, räumlich, sozial, zeitlich) 
 Unabhängig von Leistungsträgern und Leistungserbringern 
 Kein Ersatz für gesetzliche Beratungspflicht / bestehende 

Beratungsstrukturen 
 Kein Rechtsanspruch einer Person, aber flächendeckendes Angebot 
 § 32 Abs. 3 Peer-to-Peer – Beratung: „Betroffene beraten Betroffene“ 
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§ 32 Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung 
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Aufgaben der Reha-Träger: 

Rehabilitationsträger beraten über dieses ergänzende Angebot im Rahmen ihrer 
Beratungspflicht 

 

Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung soll: 
 Im Vorfeld der Beantragung  
 Wohnort- und zeitnah  
 Ohne Beitragspflicht oder Mitgliedschaft 
zur Verfügung stehen 
 
Inhalt der Beratung: 
 Rehabilitations- und Teilhabeleistungen,  
 Rechte und Pflichten,  
 Verfahrensablauf 
 Ansprechpartner und Zuständigkeiten 
 Parteilich für den Menschen mit Behinderung, qualifiziert und neutral gegenüber 

den Leistungsträgern und den Leistungserbringern 
 Orientierungs-, Planungs- und Entscheidungshilfen 
 Bei Bedarf während des Verfahrens: Beratung über Leistungen und 

Verfahrensregelungen 
 

 

! 
Keine rechtliche 

Begleitung im 
Widerspruchs- und 

Klageverfahren 
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§ 32 Ergänzende unabhängige Teilhabeberatung 

 

Hinweise auf ergänzende unabhängige Teilhabeberatung: 

 

• § 12 Abs. 1 Nr. 4: Rehabilitationsträger stellen Informationsangebote über 

die EUTB bereit  

 

• § 20 Abs. 3: Leistungsberechtigter muss VOR einer 

Teilhabeplankonferenz auf die EUTB hingewiesen werden 
 

• § 33: Eltern, Vormünder, Pfleger und Betreuer, sollen die  ihnen 

anvertrauten Personen der EUTB vorstellen.  

 

• § 34: Ärzte sollen auf wohnortnahe EUTB-Stellen hinweisen 

 

• § 106 Abs. 4: Eingliederungshilfe muss auf EUTB hinweisen  
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BTHG – Beraten und verbindlichere Regelungen 

Verbindlichere Regelungen zur trägerübergreifenden Zusammenarbeit 
nach Kapitel 4 SGB IX  seit 1. Januar 2018 und der damit verbundenen 
Informations- und Beratungsaufgaben der Reha-Träger im Reha-
Prozess mit den Phasen/Elementen: 

 Bedarfserkennung 

 Zuständigkeitsklärung 

 Bedarfsermittlung und Bedarfsfeststellung 

 Teilhabeplanung 

 Leistungsentscheidung 

 Durchführung von Leistungen 

 Aktivitäten zum bzw. nach Ende einer Leistung 
zur Teilhabe 
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Der Reha-Prozess: Bedarfserkennung 



Beratung bei der Bedarfserkennung 

 
Ziel, insbesondere dass: 
 

• Bedarfe möglichst früh erkannt werden und es dafür eine 
systematische gegenseitige Information und Kooperation 
aller Akteure sowie eine gezielte und frühzeitige Betreuung 
und Begleitung der Menschen mit Behinderung gibt  

 
Quelle: (GE Reha-Prozess Arbeitsentwurf § 10 Abs. 2 und § 12 Abs. 1) 
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Der Reha-Prozess: Zuständigkeitsklärung  
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Beratung bei der Zuständigkeitsklärung 

 
Ziel, insbesondere dass: 
 

• bei der Prüfung der Zuständigkeit nach Antragsstellung 
mögliche Unklarheiten im Dialog mit dem Antragsteller 
geklärt werden können 

 
Quelle: (GE Reha-Prozess Arbeitsentwurf § 20 Abs. 2) 
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Der Reha-Prozess: Bedarfsermittlung und  Bedarfsfeststellung 

Aktivitäten 
zum bzw. 
nach Ende 

einer 
Leistung zur 

Teilhabe 

Durchfüh-
rung von 

Leistungen 
zur Teilhabe 

Leistungs-
ent-

scheidung 

Teilhabe-
planung 

Bedarfser-
mittlung u. 
Bedarfsfest-

stellung 
Zuständig-

keits-klärung 
Bedarfs-

erkennung 



Beratung bei der Bedarfsermittlung und Bedarfsfeststellung 

 
Ziel, insbesondere dass: 
 

• bei der funktionsbezogenen Bedarfsermittlung und 
Bedarfsfeststellung insbesondere strukturierte Gespräche 
unter Berücksichtigung des bio-psycho-sozialen Modells 
durchgeführt werden 

 
Quelle: (GE Reha-Prozess Arbeitsentwurf § 36 Abs. 3) 
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Der Reha-Prozess: Teilhabeplanung 
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Beratung bei der Teilhabeplanung 

 
Ziel, insbesondere dass: 
 

• der Leistungsberechtigte unter Berücksichtigung seiner 
individuellen kommunikativen Erfordernisse bei der 
Erstellung, Änderung und Fortschreibung des Teilhabeplans 
zu beraten und aktiv mit einzubeziehen ist und sich die 
Qualität der Beratung insbesondere in dieser Phase 
verdeutlicht 

 
Quelle: (GE Reha-Prozess Arbeitsentwurf § 49 Abs. 1 und § 50) 
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Der Reha-Prozess: Leistungsentscheidung 
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Beratung bei der Leistungsentscheidung 

 
Ziel, insbesondere dass: 
 

• Konstellationen vermieden werden können, die eine 
Selbstbeschaffung von Leistungen durch den Antragssteller 
notwendig werden lassen 

 
Quelle: (§ 18 SGB IX) 
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Der Reha-Prozess: Durchführung  
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Beratung bei der Durchführung von Leistungen 

 
Ziel, insbesondere dass: 
 

• bei der Durchführung von Leistungen z. B. auf die 
Verzahnung von medizinischen Rehabilitationsleitungen und 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben geachtet wird und 
durch gezielte Beratung die Wiedereingliederung in das 
Erwerbsleben ermöglicht wir 

 
Quelle: (GE Reha-Prozess Arbeitsentwurf § 81 ) 
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Der Reha-Prozess: Nachhaltigkeit 
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Nachhaltigkeit 

Prüfungsauftrag „Sicherung der Teilhabeziele“ auch am und nach Ende einer Leistung! 

 

Zusammenarbeit mit Leistungserbringern 

 Reha-Träger wirken auf aussagekräftige Entlassungsberichte,  deren gezielte 
Sichtung und ggf. auf  die Umsetzung der empfohlenen Leistungen hin 

 Einbindung des behandelnden Arztes  

 Einbezug der Empfehlungen der Leistungserbringer 

 Information zwischen Reha-Trägern/(Betriebs-) Ärzten/Leistungserbringer über  ggf. 
folgende Leistungen 

 

Zusammenwirken der Reha-Träger 

 Weiterhin zentrale Stelle ist der leistende Reha-Träger 

 Nahtlose Übergänge von müssen sichergestellt sein (Übergabe Teilhabeplan usw.) 

 Weiteren Anträgen werden die Informationen aus dem vorhergehenden Verfahren 
angehängt 

 

 

 Immer alles nur mit Zustimmung  
des Leistungsberechtigten 



Kommunikativer Prozess 

 

Die umfangreichen Regelungen zeigen: 
 

• Der Reha-Prozess ist auch ein kommunikativer Prozess und 
eine erfolgreiche „Teilhabeproduktion“ hängt wesentlich ab 

 
• von der Nutzerbeteiligung  
• und dem Nutzenunterschiedlicher Expertise der 

beteiligten Akteure. 
 

• Reha-Beratung hat eine hervorgehobene Bedeutung, damit 
Menschen mit Behinderung ihre individuelle Teilhabe 
gelingen kann. 
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Trägerübergreifende Beratungsstandards –  Was ist 

für eine gute Beratung wichtig? 

29 

Beratungsauftrag und Rahmenbedingungen 

•  Anspruch auf umfassende Beratung 

•  Beratungsangebote müssen niedrigschwellig sein 

•  Spannungsfeld Orientierung an Organisation bzw. Ratsuchendem 

•  Spannungsfeld Beratung, Entscheidung, Haftung 

Beratungsverständnis 

- Ratsuchender (Informieren, Motivieren, Unterstützen bei der 

Entscheidungsfindung) 

- Reha-Träger (Passgenauigkeit von Leistungen, effizienter Reha-

Prozess) 

- Gesellschaftliche Perspektive (Förderung von selbstbestimmter 

Teilhabe) 

Ethische Grundprinzipien 

Bezug auf die UN-BRK und das SGB IX. Aspekte der Haltung und des 

Bewusstseins. Grundsätze beziehen sich sowohl auf die 

Beratungsfachkraft als auch auf die Organisation. 



Trägerübergreifende Beratungsstandards – 

Anforderungen an die Beratungspraxis 

30 

Kompetenzprofil für Beratungsfachkräfte in der Rehabilitation 

• Fachkompetenz (SGB IX, System Reha, ICF) 

• Beratungskompetenz (Professionelle Beraterbeziehung, 

Gesprächsführung) 

• Soziale und personale Kompetenz (Empathie, Konfliktfähigkeit, 

Selbstreflektion) 

• Methodenkompetenz (z. B. Netzwerken, Planen, Strukturieren, Ziele 

erreichen) 

• Fort- und Weiterbildung 

 

Kriterien zur Sicherstellung guter Beratung 

• Strukturkriterien (Ausstattung und Struktur des Beratungsangebots) 

• Prozesskriterien (Ablauf und Durchführung der Beratung) 

• Ergebniskriterien (In Bezug auf das Ergebnis der Reha-Beratung) 



Ideen 
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Ausblick: Umsetzungsvorhaben 



• Teilhabeplan kompakt  

Durch die hohe Nachfrage der Publikation „BTHG kompakt“ wird die BAR 

diese Veröffentlichungsreihe mit dem Thema „Teilhabeplan“ fortsetzen.  

• Bedarfsermittlung kompakt  

Fortsetzen der Veröffentlichungsreihe mit dem Thema „Bedarfsermittlung“ . 

• Fort- und Weiterbildung 

2018 eigene Angebote fest eingeplant. Trägerübergreifende Angebote zum 

„Leistenden Träger“ am 25. Oktober 2018 in Erfurt und ein „Praxisdialog: 

Reha-Bedarfe erkennen und ermitteln – Teilhabe planen“ im November 

2018.  

• Info-Grafiken und Visualisierungen 

Zur Veranschaulichung und Vereinfachung wird der Reha-Prozess und 

seine einzelnen Phasen/ Elemente in Form von Ablaufdiagrammen, 

Prozessketten, Schaubildern und Darstellungen aufbereitet. 

• Umsetzungsworkshop BAR/ BAGüS 

Konkrete Fragestellungen aus der Umsetzung zwischen den Trägern der 

Sozialversicherung und der Eingliederungshilfe. Z.B.  Teilhabeplan und 

Gesamtplan oder  Anwendung der Regelungen zum leistenden Träger  

 

Vorhaben – konkret (1) 
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• Formularkommission (Formulare für den Reha-Prozess) 

Trägerübergreifend abgestimmte Vorlagen und Formulare wie z.B. 

Einwilligungs-erklärung, begründete Mitteilung, Übergabemanagement und 

vereinfachtes Teilhabeplandokument.  Plus: Erstattung und vollständige 

Unzuständigkeit. 

• Zuständigkeit und Fristen  

Werkzeuge wie z.B. Fristenkalender/-rechner und Zuständigkeitsnavigator, 

um die komplexen Regelungen zur Zuständigkeit und der zahlreichen 

Fristenregelungen in der Praxis nachvollziehbar und anwendbar zu machen 

. 

• Fort- und Weiterbildung 

2018 eigene Angebote fest eingeplant. Trägerübergreifende Angebote zum 

„Leistenden Träger“ am 25. Oktober 2018 in Erfurt und ein „Praxisdialog: 

Reha-Bedarfe erkennen und ermitteln – Teilhabe planen“ im November 

2018.  

• Aufgaben- und Rollenbeschreibungen der Akteure im Reha-Prozess 

Reha-Prozess aus der Perspektive leistender/beteiligter Träger. Auch: Rolle 

Leistungserbringer bei der Durchführung, Betriebsarzt bei der 

Bedarfserkennung.  

• Datenschutz im Reha-Prozess 

Zentrale Herausforderungen des Reha-Prozesses im Zusammenhang 

aufgreifen.  

 

Vorhaben – konkret (2) 
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Lohn der Teilhabe 
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

Bernd Giraud 

Fachbereichsleiter Programme und Produkte 

Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation e. V. (BAR) 

E-Mail: 

Internet: 

 

bernd.giraud@bar-frankfurt.de 

www.bar-frankfurt.de 
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